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Mit Ulbricht keine Wiedervereinigung
P er 1. SED-Sekreiär Walter Ulbricht hat am Wochenende ein 

ADN-Inierview gegeben, in dem er die Ansicht der Kommu­
nisten zur Frage- der deutschen Wiedervereinigung interpretiert. 
Unmittelbar nach der Durchführung einer Beihö militärischer 
Maßnahmen in der Sowjetzone erklärte Ulbricht, eine, Wieder­
vereinigung könne nur auf dem W ege der Abrüstung erfolgen. 
Eine „Volksbewegung für Abrüstung und dauerhaften Frieden“ 
solle dazu beitragen, „beide deutsche Staaten“ einander näher- 
zuhringen. Pas Interview enthält keinen einzigen realen Vor­
schlag, es bleibt selbst hinter den bisher üblichen Phrasen weit 
zurück. Angesichts dieser Stellungnahme ist es an der Seit, 
einige merkwürdige Zusammenhänge in der „gesamtdeutschen“ 
SEB-Ärbeit zu beleuchten.

Bekanntlich hat die Sowjet­
zonenregierung vor nicht allzu­
langer Zeit einen „stellvertre­
tenden Ministerpräsidenten“, den 
von der SED ausgeh oteten L D P -  
Finanzmmister P r . Poch, als 
eine Art „Minister fü r W ieder- 
vereinigungsf ragen“ eingesetzt. 
(Über Doch siehe Seite 5.) Lochs 
Aufgabe sollte die Koordinie­
rung aller offiziellen „gesamt­
deutschen“ Zonen-Jnstitutiouea 
za einem Ministerium sein. E r  
selbst wäre dann eine reine Ke- 
präsentationsfigur geblieben, 
während die führenden Kommu­
nisten im „Ausschuß für deut­
sche Einheit“ sofort alle Schlüs­
selpositionen dieses „Wiederver- 
einigungsministeriums“ über­
nommen hätten.

Ganze Abteilung kehrt!

Seit zwei Monaten ruht dieses 
P ro jekt. Zwar soll noch irgend­
wann einmal .etwas geschehen, 
aber der „stellvertretende 'M i­
nisterpräsident“  s itzt als ziem­
lich unbeschäftigter Funktionär 
und besserer Sachbearbeiter im  
„Ausschuß fü r deutsche Einheit“  
am Ostberliner Thälmannplatz, 
dem er laut Itegierungsliste so­
gar vorstehen soll. Tatsächlich 
hat P r . Loch nicht einmal die 
Möglichkeit, auf d ie prim itiv­
sten Amtsgeschäfte Einfluß zu 
nehmen. P e r  Ausschuß, ein er­
w eitertes  Organ des SED-Zen- 
tralkomitees, führt gegenw ärtig  
zu vielleicht 80 Prozen t rein 
konspirative Aufgaben durch.

E r  organisiert illega le  Tarn- 
gruppen in  der Bundesrepublik 
und versucht m it westdeutschen 
Gewerkschaftlern, Sozialdemo­
kraten, ehemaligen NS-Führern 
und alten O ffizieren in  Kontakt 
zu kommen.

P ie  SE P  hat eine hundertpro­
zentige Kehrtwendung gemacht. 
Es geht ih r heute nicht mehr 
darum, irgendwelche gemein­
samen Kontaktmöglichkeiten zu 
erforschen.- Sie hat nur noch 
das eine Z ie l: die Position  der 
Bundesrepublik politisch, w ir t­
schaftlich und m ilitärisch zu 
schwächen. Zu diesem Zweck ist 
ih r  jedes M ittel recht und w ird  
sie sich m it jedermann verbün­
den. Noch vor einem Jahr b e­
herrschten die „gesamtdeut­
schen Ku ltur-, Gewerkschafts­
und Parlaments-Ausschüsse“ die 
kommunistische W iederverein i­
gungs-Term inologie. P ie  „tech­
nischen W iedervereinigungsver- 
handlungen“ sollten ein po li­
tisches Gespräch über das end­
gü ltige  Schicksal Deutschlands 
erleichtern. U nd heute?
SEP legt Störfeuer

P e r  „Ausschuß fü r deutsche 
E inheit“  ist ein „M inisterium  
gegen  W iederverein igung“ g e ­
worden. Von  h ier aus w ird  alles 
versucht, um der Bundesregie­
rung politisch zu schaden. 
K ram pfhaft w ill sich die SED  in  
außen- und innenpolitische An­
gelegenheiten einschalten. Ob es 
sich um die F rage  der Saar­
regelung handelt, um Bündnis­

verträge m it dem W esten oder 
um ein Handelsabkommen m it 
dem Sudan. P ie  Zonenregierung 
w ill  einfach „m itgehört“  werden. 
Sie, die sich in  ihre politischen 
Geschäfte nicht einmal von 
ihren eigenen bürgerlichen 
„stellvertretenden M inisterprä­
sidenten“  hineinreden läßt, fühlt 
sich plötzlich „gesamtdeutsch" 
verantwortlich.

P e r  Grund: P ie  SED ist auf 
Grund eigener Bündnisverpflich­
tungen und in  Konsequenz ihrer 
eigenen Innenpolitik ga r nicht 
mehr in der Lage , eine auch 
nur technische W iederverein i­
gungs-Verhandlung zu führen. 
P ie  geringste Abkehr von ihrer 
gegenwärtigen P o litik  würde 
das gesamte Staatsgefüge der 
Zone erschüttern, und die SE P 
g inge hoffnungslos geschwächt 
in  die Verhandlungen. So bleibt 
ilir  nur übrig, die gerade erst 
angelaufene W iederbewaffnung 
der Bundesrepublik durch neue 
Täuschungsmanöver und neue 
H inhaltetaktiken zu verzögern, 
um das K räfteverhältn is nicht 
noch w eiter zu ihren Ungunsten 
zu verlagern. Unterdessen hat 
dis Zonenregierung a lle  Maß­
nahmen getroffen, um ihre 
eigene Wehrmacht au f eine feste 
Grundlage zu stellen.

Es geht je tz t  nicht mehr um 
die W iederverein igung, sondern 
um ein W ettrennen der ins H in ­
tertreffen  geratenen SED m it 
der Bundesrepublik. P ie  SED 
weiß, daß sie bei jed er W ieder­
verein igung ihren P re is  zahlen 
muß. P e r  M indestpreis w äre 
die Entfernung ihres 1. Sekre­
tärs aus jederle i Begierungsamt. 
So ist U lbricht schon aus eige­
nem Prestigegrund gezwungen, 
unsinnige W iedervereinigungs- 
Erklärungen abzugeben, wäh­
rend die SED im  Hintergrund 
stillschweigend und scheinbar 
unbemerkt den B egriff einer 
„W iederverein igung“ aus ihrem 
politischen Sprachschatz tilgt»,
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J* B. Gradl:

Die K rise blieb aus
Die Aufwärtsentwicklung der 

Wirtschaft der Bundesrepublik 
seit der Währungsreform war 
zunächst für uns selber und 
vielleicht noch mehr für das 
Ausland so erstaunlich, daß das 
W ort vom deutschen W irt­
schaftswunder geprägt wurde. 
Inzwischen sind Jahre vergan­
gen, der Aufstieg hat angehal­
ten, und die Allgemeinheit hat 
sich daran gewöhnt. So sehr 
daran gewöhnt, daß es allmäh­
lich gefährlich wird. Gefährlich 
jedenfalls dann, wenn sich das 
Gefühl festsetzen sollte, das un­
entwegte Anhalten des krisen­
freien Aufschwunges, der stete 
Strom der Aufträge, der gute 
Fluß der teilweise reichlichen 
Erlöse, die Aufbesserung von 
Löhnen und Gehältern und die 
ständige Zunahme der Steuer­
einnahmen seien sozusagen 
selbstverständlich. Kennzeich­
nend ist, daß die Öffentlichkeit 
kaum noch aufhorchte, als an­
fangs letzter Woche die Bun­
desanstalt für Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversiche­
rung den weiteren Rückgang 
der Arbeitslosigkeit bekanntgab. 
Dabei war der Rückgang so 
stark, daß heute schon in der 
Bundesrepublik (leider noch 
nicht in Berlin) praktisch von- 
einer Arbeitslosigkeit nicht 
mehr gesprochen werden kann. 
D e r  gran d iose  V ersuch

Psychologisch ist die Gewöh­
nung an den Aufstieg verständ­
lich. E r hält jetzt immerhin im 
achten Jahre an. Die letzte 
,,normale“ Wirtschaftskrise, die 
wir erlebt haben, liegt ein Vier­
teljahrhundert zurrück. Zwi­
schen dem Anfang der dreißiger 
Jahre und heute liegt anderes, 
schlimmeres als eine Konjunk­
turkrise — aber Massenarbeits­
losigkeit, Erw.erbslosennot,- Zer­
fall der öffentlichen Etats, das 
alles hat es seit der Weltwirt­
schaftskrise von 1931 nicht mehr 
gegeben, jedenfalls nicht aus 
ökonomischen Gründen. W er  
nicht mindestens vierzig Jahre 
alt ist, weiß aus eigenem Er­
leben nichts von jener Not.

jene Gespenster der Vergangen­
heit in die Erinnerung zurück­
zurufen. Sie sollen uns mahnen, 
daß eine krisenfreie Wirtschaft 
nicht selbstverständlich ist. Sie 
können uns vergegenwärtigen, 
daß für jeden einzelnen sehr 
viel auf dem Spiele Steht, wenn 
ernste Fehler in der Preis- und 
Lohnpolitik, in der Kredit- und 
Steuerpolitik gemacht würden. 
W as w ir seit 1048 erleben, in 
Deutschland und in der ganzen 
Welt, das ist — das Wort ist 
nicht übertrieben — ein gran­
dioser Versuch, den einhundert­
fünfzig Jahre alten konjunk­
turellen Kreislauf Aufschwung 
— Krise — Depression — Auf­
schwung zu du rclib rechen. Es 
war das Erlebnis der immer 
wiederkehrenden Krisen, aus 
dem Karl Marx seine Theorie 
und der Kommunismus seine 
Hoffnungen herleitete.

Die freie Welt hat sich das 
Ziel ’ gesetzt —  und sie muß es 
sich setzen, wenn sie im öko­
nomischen Bereich den Wettbe­
werb mit dein Kommunismus 
gewinnen will — , die wirtschaft­
liche Entwicklung künftig von 
der Konjunkturkrise freizuhal­
ten. Das bedeutet nicht, daß es 
in alle Zukunft keine ■wirtschaft­
lichen Rückschläge mehr geben 
wird. Solche Erwartung wäre 
angesichts der Vielfältigkeit 
und der Empfindlichkeit der 
modernen Industriewirt.tsehaft 
utopisch. W o der Mensch am 
W erk ist, gibt es immer Jrrtü- 
mer und Fehler, auch in der 
Wirtschaft, und immer gibt es 
Unvorhersehbares. Aber was 
vermieden werden soll und 
nach den Erkenntnissen der 
modernen. Nationalökonomie 
auch vermieden werden kann, 
das sind die Übertreibungen 
und Verzerrungen während des 
wirtschaftlichen Aufschwunges. 
Ein wichtiger Punkt

In diesem Sinne steht die 
deutsche Wirtschaftspolitik an 
einem wichtigen Punkt. Gerade 
der schnelle Rückgang der 
winterlichen Arbeitslosigkeit 
zeigt, daß die westdeutsche 
Konjunktur ungebrochen ist. 
Aber es ist an mancherlei An­
zeichen unserer wirtschaftlichen 
Entwicklung seit einem Jahr 
deutlich geworden, daß die Zeit 
der fröhlichen Unbekümmert­
heit abgelöst werden muß durch 
eine. Zeit strenger Disziplin und 
wachsamer Sorgfalt, damit der

^allgemeine Aufstiegstrieb —  
noch mehr Investitionen, noch 
höherer Lebensstandard, noch 
mehr Öffentliche Ausgaben —  
nicht mit uns durchgeht. Auch 
der einzelne kann -, dabei W e­
sentliches tun, indem ei' in sei­
nen Erwartungen, Ansprüchen 
und Planungen Maß hält.

Die Tugenden, die bei ihnen 
erwartet werden, sind vor al­
lem Selbstbeschränkung und 
Mut auch zu unpopulärem Ver­
halten. Natürlich hört es kein 
Unternehmer gern, wenn von 
ihm Senkung der Preise ver­
langt «wird, keine Gewerkschaft 
ist erfreut, wenn ihr Zurück­
stellung von Lohnforderungen 
zugemutet wird — , die Liste 
ließe sich lange fortsetzen. An­
gesichts des näberrückenden 
Bundestagswahlkampfes hört es 
insbesondere kein Politiker 
gern, wenn Zurückhaltung in 
den öffentlichen Ausgaben und 
dämpfende Konjunkturpolitik 
verlangt .wird. Aber der Preis 
ist hocln der dem Mut zur 
Selbstzucht und Unpopularität 
winkt, nämlich steter und har­
monischer Aufstieg der W irt­
schaft ohne große Arbeitslosig­
keit und Krise. Das heißt auch: 
wirtschaftliche Solidarität und 
damit politische Stabilität in 
der großen ideologischen Aus­
einandersetzung zwischen frei­
heitlicher und kommunistischer 
Welt.

In Wirklichkeit nämlich steht 
bei allem, worum es in der ge­
genwärtigen konjunkturpoli ti­
schen Diskussion geht, viel

.mehr auf dem Spiel als unge­
störtes materielles Wohlerge­
hen. Die sowjetische Politik 
hatte von Anbeginn getreu der 
marxistischen Lehre auf die 
ständige Wiederkehr sich ver­
schärfender kapitalistischer K ri­
sen gebaut. Sie hatte insbeson­
dere nach dem zweiten W elt­
krieg das Auftreten einer neuen 
W  eltwirt schaf tsk rise erwart et,
sobald die ersten Nachholjahre 
vorbei sein würden. Die sowjeti- 
tischen Politoffiziere beispiels­
weise machten in Gesprächen 
mit Deutschen 1947 gar kein 
Hehl daraus, daß sie für 1948/ 
1949 mit dem Ausbruch einer 
neuen kapitalistischen Krise 
ganz fest rechneten. Die poli­
tische Aggressivität der Sowjets 
in jener Zeit, zum Beispiel die 
Blockade Berlins, hat sicher in



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe y in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
nur Sie, eine Ansiehts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . E e g a i  
Berlin-Tem pelhoi 1 

M anfred-v.-B iciithofen-Str. 2, I I  
Falls Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Herzlicher Empfang für Heuß
Busdespräsident ist Griechenland — Begrüßung durch König

Athen (A P/D PA ). Biindespräsident Professor Heuss hat 
Griechenland einen viertägigen  Staatsbesuch, ah gestattet. E r 
wurde auf d£m Bahnhof Athen von K ön ig  Pan i von Griechen­
land, der die schneeweiße Uniform  eines Marschalls trug, und 
dem gesamten Kabinett empfangen. Schon der herzliche Em p­
fang und der Jubel, m it dem die Bevölkerung den hohen Gast 
begrüßte, legen Zeugnis ab von den freundschaftlichen Ge­
fühlen, die das griechische Volk der Bundesrepublik gegen­
über empfindet.

In  Anbetracht der england- 
feindlichen Stimmung in folge 
des Zypern-Konfliktes fä llt  dies 
ganz besonders auf. D ie g r ie ­
chische Regierung hat eine 
Zypern-Debatte im Parlament 
während des Besuches des Bun- 
despräsidenten abgesetzt m it 
der Begründung, es sei nicht 
schicklich, während des A u f­
enthaltes eines ausländischen 
Staatsoberhauptes im  Parlament 
h itzige Debatten zu führen.

Löst Moskau Arbeitslager auf?
Änderung des Strafvollzuges versprochen

Moskau (A P/D A P). In  den 
nächsten 12 bis 18 Monaten 
sollen nach der M itteilung 
eines höheren Beamten des so­
wjetischen Innenministeriums 
die Arbeitslager in der Sow jet­
union aufgelöst werden. K ü n f­
t ig  soll es nur noch zwei F o r ­
men von Haftverbüßung geben: 
normale Gefängnisse und „A r ­
beitserziehungs-Kolonien“ .

Der ungenannte Beamte, der 
diese M itteilung einer Gruppe 
französischer Sozialisten bei der 
Besichtigung eines Straflagers 
in  Tu la  machte, erklärte, 
die Arbeitserziehungs-Kolonien 
würden sich von den A rbeits­
lagern dadurch unterscheiden, 
daß ihre Insassen nicht zur A r­
beit an Projekten  außerhalb 
der Kolon ie geschickt würden; 
vielm ehr würden in  den K o lo ­
nien selbst Industriestädten auf­
gebaut, in  denen die H ä ft­
linge arbeiten würden. Schließ­
lik  teilte der Beamte m it, daß 
künftig  eine Verschickung von 
Sowjetbürgern in entlegene 
T e ile  des Landes im  a llge­
meinen untersagt sei.

*
D T . Es w äre übereilt, dieser 

M itteilung sensationellen Cha­
rakter beizumessen, denn vo r­
erst w ird  abzuwarten sein, ob 
die M illionen, die Sowjetruß-

Jand in den Gefangenenlagern 
festhält, entlassen w erden oder 
nicht. W enngleich begreiflicher­
weise keine offiziellen Angaben 
vorliegen  über die in  Lagern  
festgehaltenen Strafgefangenen, 
so w ird  die Zahl auf 15 bis 
20 M illionen geschätzt. Im  übri­
gen ist noch nicht ersichtlich, 
inw iefern sich die Arbeitskolo­
nien von den bisherigen A r­
beitserziehungslagern unter­
scheiden sollen, denn auch in 
diesen Lagern  wurden in  den 
letzten Jahren eigene Betriebe 
aufgebaut.

Nach der Begrüßung schritten 
K ön ig  Paul von Griechenland 
und Professor Heuss unter den 
K längen der deutschen und der 
griechischen Nationalhymne auf 
dem Bahnhofsvorplatz die Ehren­
kompanie ab, während die Bat­
terie von Lykabettos 21 Salut­
schüsse abgab. Dann fuhren 
K ön ig  Pau l und Bundespräsi- 
öent Heuss im  offenen W agen 
zum königlichen Palais.

D ie  Straße war gesäumt von 
einem Ehrenspalier griechischer 
Soldaten aller drei W affen­
gattungen in  Paradeuniform. 
Zehntausende von Griechen 
jubelten ihrem K ön ig  und derp 
Bundesprasidenten zu. A u f hal­
bem W ege -war ein m it deut­
schen und griechischen Fahnen 
geschmückter Triumphbogen er­
richtet, unter denvd ie Vertreter 
der Stadtverwaltung von Athen 
den Bundespräsidenten be­
grüßten. Im  königlichen Palais 
wurde Professor Heuss von 
K ön ig in  Friederike empfangen.

Professor He,uss hat im  An­
schluß an den offiziellen Besuch 
die ehrwürdigen Stätten g r ie ­
chischer Vergangenheit besucht.

Sowjet-Köder fü r Paris
Francois-Poncet warnt

nach Moskau zuParis (Eigenm eldung). Eine 
Delegation französischer Sozia­
listen hat bei ih rer Rückkehr 
aus der Sowjetunion eine H er­
anziehung der Sowjetunion zu 
der Gemeinschaft der Völker 
befürwortet. D ie Sozialisten hal­
ten eine solche P o lit ik  fü r 
durchführbar, weisen jedoch den 
Gedanken an eine Lockerung 
der Atiantikgemeinschait oder 
an eine Volksfront in  Frank­
reich m it Nachdruck zurück.

D ie Sow jetpolitik  hat m it D e­
monstrationen nicht gespart, um 
die französische Öffentlichkeit 
vor der Reise der französischen

Staatsmänner 
beeindrucken.

D ie optimistische Stimmung 
dämpfen Kreise der M itte und 
der Rechten. D ie  am Montag 
angekündigte Reduzierung cler 
Streitkräfte w ird  als Propaganda 
bezeichnet und als ein M ittel, 
um Menschen, die in der W ir t­
schaft unbedingt gebraucht w er­
den, fre i zu bekommen. Der 
frühere Botschafter' Francois- 
Poncet g ibt im  „F igaro “ der 
Befürchtung Ausdruck, daß 
das sowjetische Lächeln eine 
Falle sei, um die Atlantik-Ge­
meinschaft zu zersetzen.



Der letzte Bann ist gebrochen
Österreich nach der Parlamentswahl

D .T . M it  dem. Ergebnis der 
Parlamentswahlen wurde den 
Österreichern ein Zeugnis be­
achtlicher politischer R e ife  aus­
gestellt. D ie radikalen Gruppen 
rechts und links haben an Be­
deutung auffallend verloren. 
Man ist an der Donau sowohl 
von neo-nationalistischen Ten­
denzen w eit abgerückt w ie  auch 
von kommunistischen. Dieses 
Ergebnis ist um so beacht­
licher, als die W ahlen erst­
m alig  in  vo ller F re ihe it durch­
geführt wurden. Denn, so er­
klärte Innenminister Helmer, 
wenn auch die Besatzung­
mächte die früheren W ahlen 
von 1949 und 1953 nicht beein­
flußten, so fühlten sich im  so­
w jetisch besetzten T e il doch 
stets vie le W ähler gehemmt und 
unter den Druck eventueller R e ­
pressalien gestellt. Jetzt, da 
der letzte Bann gebrochen ist, 
leg te  man ein klares Bekenntnis 
zur bisherigen Koalitionsre­
gierung der Sozialisten und der 
Volkspartei ab, die der deut­
schen SPD und der CDU ent­
sprechen. A llerd ings ist die 
Volkspartei der eigentliche Ge­
winner, der die Sozialisten ein­
deutig überrundet1 hat.

D ie  Koalitionskrise, durch 
die diese W ahlen vorze itig  her­
beigeführt wurden, ist also von 
der Bevölkerung zugunsten der 
Volkspartei gew ertet worden. 
W ie  erinnerlich, g in g  es bei 
dem Streit innerhalb der e lf­
jährigen Regierungsehe um 
wirtschaftliche F ragen  der V er­
staatlichung des Erdöls und des 
durch Staatsvertrag an Öster­
reich gefallenen deutschen E i­
gentums. Eine konsequente So­
zialisierung hatte die ÖVP ab- 
.gelehnt und sich fü r  eine B e­
teiligung der einzelnen durch 
sogenannte Volksaktien ausge­
sprochen. E iner w eiteren V er­
staatlichung der W irtschaft, w ie 
sie die Sozialisten planten, 
w idersetzte sich die Volkspartei 
entschieden. Offensichtlich ist, 
daß sich v ie le  W ähler aus A b ­
neigung. gegen alle m arxisti­
schen W irtschaftstheorien und 
-experimente (d ie jahrelang in  
der sowjetisch besetzten .Zone 
von den Kommunisten prokla­
m iert wurden) fü r  diese Volks­
partei entschieden. Außerdem

profitierte die Volkspartei 
durch die inneren K risen  der 
rechtsgerichteten Freiheitlichen 
Parte i.

D ie  tatsächlichen Unterschiede 
zwischen Volkspartei und Sozia­
listen sind aber nach überein­
stimmender Auffassung nicht so 
■tief, daß die Fortsetzung der 
bisherigen Zwei-Parteien-Re- 
g ierung unmöglich wäre. Sie hat 
im  Gegenteil a lle Aussichten, 
fortgesetzt zu werden. Sie hat 
sich bewährt und ist fü r dieses 
kleine neutralisierte Land wahr­
scheinlich auch eine günstigere 
Lösqng, als wenn eine der bei­
den großen Parteien  in eine 
Opposition von nicht abzusehen­
dem Ausmaß gedrängt würde. 
D ie Regierungsbildung dürfte 
nur insofern schw ierig sein, als

sich ' die Sozialisten gegen 
größere Zugeständnisse w eigern 
werden, die von der Volkspartei 
auf Grund des Wahlergebnisses 
gerade in der strittigen w irt­
schaftlichen Auffassung sicher­
lich . gefordert werden. Beide 
Parteien  müssen sich darüber 
klar sein, daß das sympathische 
W ahlergebnis einer politischen 
R e ife  nicht in  der U nreife eines 
parteipolitischen Eigensinns ver­
sinken darf. D ie Po litik er haben 
also die sicher schwierige A u f­
gabe zu meistern, sich auf trag­
fäh iger Basis w ieder anzu­
nähern, um die Befriedung des 
Landes w eiter auszubauen, die 
trotz Koalitionskrise weitgehend 
bestanden hatte. Da man hier­
fü r  an der Donau Erfahrung 
und IConzilianz m itbringt, 
braucht man sich über das Ge­
lingen keine allzu großen Sor­
gen zu machen.

Prag auf unabhängigerem Kurs
Verhältnis zu Moskau auf neuer Grundlage

Prag  (D P A ). D er tschechoslo­
wakische M inisterpräsident Si- 
roky  hat auf einer Sitzung des 
Zentralkomitees der slowaki­
schen K P  erklärt, das V erh ä lt­
nis zwischen der Tschechoslo-

Slansky habe eine Atmosphäre 
geschaffen, in  der jeder jeden 
einer staatsfeindlichen Tä tigkeit 
verdächtigen könne. Siroky k r i­
tisierte auch die Polizeiorgane, 
die sich Repressalien gegen

wakei und der Sowjetunion weltanschauliche Gegner erlaubt
müsse auf eine neue Grundlage 
gestellt werden. Es dürfe nicht 
alles kritiklos übernommen ■wer­
den, was aus der Sowjetunion 
komme.

S iroky ga.b auf der gleichen 
Sitzung ferner die Rehabilitie­
rung a ller Verurteilten des 
Slansky-Prozesses von der An­
k lage des Titoismus bekannt. 
F ü r die Rechtsverletzungen der 
letzten Jahre machte der M i­
nisterpräsident den im  Dezem­
ber . 1952 hingerichteten ehe­
m aligen Generalsekretär der 
K P , Slansky, verantwortlich.

P öllitt abgetreten
London (AP/D PA ). H a rry  

P o llitt , der langjährige Führer 
der britischen Kommunisten, ist 
aus „Gesundheitsgründen" als 
Generalsekretär der Parte i zu­
rückgetreten. P o llitt  is t in
W esteuropa der erste Komm u­
nistenführer, der nach der 
Entthronung Stalins ab treten 
mußte.

hätten ,. und versprach fü r  die 
Zukunft die genaue Beachtung 
der geltenden Gesetze und der 
Menschenrechte.

Inzwischen hat die tschecho­
slowakische Regierung den vor 
v ie r  Jahren w egen angeblicher 
„zionistischer Spionage" zu 15 
Jahren Zuchthaus verurteilten 
israelischen Po litik er Oren aus 
der H a ft  entlassen.

Lemmer: Neue Phase
Berlin  (Eigenmeldung / D P A ). 

Der Berliner CDU-Parteivor- 
sitzende und Bundestagsabge­
ordnete Lem m er hat über den 
Rundfunk die gemeinsame An­
frage  a ller Fraktionen an die 
Bundesregierung über die M ög­
lichkeiten einer engeren Verb in­
dung der beiden T e ile  Deutsch­
lands als „Bonner In itia tive " 
bezeichnet, m it der augen­
scheinlich die P o litik  der W ie ­
dervereinigung auf deutscher 
Seite in  eine neue Phase ge­
treten sei.



So sind sie wirklichs

Der Letzte wird der Dümmste sein
Im Sommer 1946 erklärte der 

Gothaer LD P-O berbürger- 
meister D r. Hans Loch in  einer 
K r it ik  an seiner eigenen P a r ­
teiführung: „D iese Leu te haben 
kein F ingerspitzengefühl für 
P o lit ik ! Sie werden sich nach­
einander überleben, und der 
Letz te  w ird  der - Dümmste 
sein . . .  ! “  1956 m ag dieser Dr. 
Loch sich fragen, ob sich das 
so prophezeite Schicksal nicht 
fo lgerich tig  an ihm selbst er­
fü llt. Loch ist der letzte V or­
sitzende der O st-LPD . Seine 
Parte i ist zerfallen, sein Am t 
als Finanzm inister hat er vor 
einem halben Jahr an die SED 
abgeben müssen, und als V or­
sitzender des „Ausschusses fü r 
deutsche E inheit“  w ird  er nicht 
von seiner Sekretärin ernst ge­
nommen, solange Lochs „U n ter­
gebene“ ihn durch diese über­
wachen lassen. Und dieser 
Mann, der w en iger Macht be­
sitzt als ein kleiner, ländlicher 
SED-Sekretär, is t in der Sow jet­
zone „S tellvertretender M in i­
sterpräsident" . . .

A u fstieg  eines Juristen
Hans Loch wurde am 2. 11. 

1S9S in  K ö ln  als Sohn eines 
Kunstschlossers geboren. A b i­
turient, W eltkriegsofflzier, stu­
d ierte er Jura und Philosophie. 
1923 prom ovierte Loch in  K ö ­
nigsberg, um nach zw eijähriger 
Referendartätigkeit b is 1933 zu­
sammen m it einem jüdischen 
Rechtsanwalt als Steuer- und 
Verbandssyndikus tä tig  zu w er­
den. A ls H itle r  zur Macht kam, 
flüchtete er w egen befürchteter 
Repressalien aus der Zeit seiner 
Zusammenarbeit m it dem jü d i­
schen Anwalt nach Holland, kam 
jedoch 1936 auf Grund national­
sozialistischer Fürsprache nach 
Deutschland zurück. H ie r  arbei­
tete er ungestört bis K r ie gs ­
ende als Syndikus größerer 
Konzernbetriebe.

1945 g in g  Loch in  den thürin­
gischen Justizdienst, um als 
ein der SED genehmer L D P - 
Funktionär im Oktober 1946 
zum Oberbürgermeister von 
Gotha berufen zu werden., 1947

HÄMS LOCH

gehörte er zusätzlich der L D P - 
Parte ile itung an, um im Juni 
1948 als- thüringischer Justiz- 
m inister zu avancieren. - Nach 
kurzer Zeit jedoch holte ihn 
die damalige ,,D W K ", der V or­
läu fer der Zonenregierung, nach 
Ostberlin, w o  er bei Gründung 
der „D D R “  Finanzm inister 
wurde.

Rücksichtsloser Karrierist

Loch  hat alles getan, um die 
ihn stützende SED nicht zu 
enttäuschen. E r trägt die 
Hauptschuld am N iedergang der 
Zonen-LDP, nachdem es ihm 
gelang, nacheinander alle M it­
funktionäre aus dem Sattel zu 
heben. A ls Justizm inister hat 
Loch zahllose Parteifreunde 
dem SSD und dem MGB in  die 
Hände gespielt. Ihm  hat es die 
L D P  zu verdanken, daß sie 
heute kaum noch einen Juristen 
in  Thüringen im  Am t behalten 
hat. Zahlreiche Schauprozesse 
wurden von ihm arrangiert. - 
Seinen ehemaligen Parteichef 
Kästner vermochte er zu stür­
zen, nachdem er der SED auf 
b is heute ungeklärte W eise in ­
ternes M aterial der Hauptpar­
teileitung in  die Hände spielte. 
A ls sein M in isterkollege und 
Parteifreund Dr. Hamann ver­
haftet wurde, schrieb Loch in 
der „Täg lichen  Rundschau“ vom
S. 1. 1953 einen halbseitigen A r­

tik e l unter der Schlagseite: 
„E in  Schädling wurde ausge­
m erzt!“  Hamanns Verhaftung 
machte Loch zum A lleinvorsit­
zenden der L D P .

Loch wird lästig
A ls  Finanzm inister w ar Loch 

eine unglückliche F igu r. Sein 
Staatssekretär führte die Amts­
geschäfte, Loch durfte vor der 
Volkskammer die von seinen 
SED-,.Untergebenen“  verfaßten 
Finanzberichte verlesen. -Aber 
bald schien den Kommunisten 
der servile ,, L iberal demokrat“ 
lästig  zu werden. D ie Dankes­
schuld fü r die H ilfe  bei L iq u i­
dierung der L D P  w ar abgetra­
gen. 1950 wurde Loch noch ein­
mal in den „Nationalrat der 
Nationalen Fron t“ -berufen. Man 
dachte, an Kontakte m it der 
westdeutschen F D P . Es war^ 
eine Fehlspekulation. D ieser 
Dr. Loch w ar zu kompromit­
tiert, als daß man ihn hätte fü r 
„gesamtdeutsche Verhandlun­
gen“  verwenden können. In  se i­
ner V illa  in Lehn itz bei Ora­
n ienburg verkehrten zwar noch 
immer hohe Sowjetoffiziere, 
aber die SED w ar seiner über­
drüssig geworden. A ls  man ihn 
im  vergangenen Novem ber als 
F inanzm inister entließ, gaben 
sie ihm den derzeit unwichtig­
sten Posten : „D r. Loch w ird
sich Aufgaben der W iederver­
ein igung widmen.“

’ Nun sitzt der entthronte M i­
n ister täglich seine v ier _ Stun­
den im  „Nationalratsgebäude", 
am Ostberliner Thälmannplatz 
ab, schreibt Bücher und emp­
fängt klagende LD P-Funktio- 
näre, die sich über , zuneh­
mende . Tyrannisierung durch 
die SED-Behörden beschweren. 
Sein „E rfo lgsbuch“ , „E in  Bür­
ger sieht die Sowjetunion“ , kam 
auf ganze 5000 Exemplare, von 
denen die letzten 2000 als P rä ­
mien an Parteikollegen ver­
schenkt werden mußten. Er. ist 
w irk lich überflüssig geworden, 
und er wäre es auch, wenn sich 
die SED tatsächlich m it der 
F rage  einer W iedervereinigung 
beschäftigen würde. Denn kaum 
ein westlicher Po litik er würde 
es sinnvoll finden, sich m it 
einem abgelialfterten Quisling 
su unterhalten.



Lebensmittelkarten ziirückgehalten
Wenn man keine Vertrauensleute wählt , . .

18t Ostb erlitte? Hausgem einsm aiten haben —  ans den ver­
schiedensten Gründen —  noch immer keine .•liausvertranens- 
leu ie ernannt. A llen  Bemühungen von SED und «Nationaler 
F ron t“  zum Trotz verzichteten sie auf einen derartigen Haus­
genossen und sind nicht schlecht dabei gefahren. Bis dieser 
Tage  die Gstberlsner Stadtverwaltung auf den Gedanken kam, 
die aufsässigen Bürger durch eine besondere Maßnahme zum 
K n ie fa ll zu zwingen. Sie ordnete an, Lebensm ittelkarten an 
„Einzelpersonen“  erst ab 4. eines jeden  Monats auszugeben. 
Somit w ar folgendes gesehe- betroffen wurden, nun erst

hen: A is die betreffenden B er­
liner am M ärz-Ultimo zur K a r­
tenstelle liefen, um ihre Exi- 
stenzberechtigungsseheine ab- 
zuhoien, wurde ihnen erk lä rt: 
„E rst gaben w ir  mal an die 
Vertrauensleute aus! Kommen 
sie doch am Ersten w iede r!“ 
Am  Ersten w ar man m it der 
Abrechnung der Vertrauens­
leute noch nicht fertig , am Zwei­
ten fehlten die Listen, am D rit­
ten etwas Anderes und am V ier­
ten endlich reichte man süß- 
'Sauer lächelnd die Karten  über 
den Amtstisch: „W ählen ’ se man 
lieber ’n  Hausvertrauensmann, 
sonst passiert Ihnen det noch 
ö fte r !“

Generelle Anordnung
A u f die ersten Beschwerden 

vor etwa v ie r Wochen reagierten 
die Behörden verschieden. D ie 
meisten taten sehr entrüstet und 
erklärten, es handele sich um 
„ein Mißverständnis“ . Keiner 
aber sagte den Betreffenden, 
daß es sich um eine generelle, 
wohiausgeklügelte Anordnung 
der Stadtverwaltung handelte. 
D ie  ihre schwarzen Schafe da­
durch zwingen wollte, sich dem 
System der kommunistischen 
und halbkommunistischen V er­
trauensleute zu fügen.

A m  letzten U ltim o passierte 
prompt dasselbe. W ieder beka­
men die „Selbstabholer“  ihre 
Karten  erst am V ierten oder 
ga r am Siebenten. W er das 
Kartenelend gerade der alten 
Rentner und Alleinstehenden 
kennt, •weiß, was eine solche 
Ausiiei’erungsverzögerung be­
deuten kann. D er Kaufmann 
darf nichts auf „Vorschuß“ g e ­
ben, der Konsum tut es erst 
gar nicht und fü r die HO haben 
nicht a lle Leute das nötige Geld. 
So bedeutet eine derartige 
Maßnahme mitunter sieben Tage 
trockenes B rot!

Im merhin haben sich, alle 
Hausgemeinschaften, die davon

recht gew eigert, einen „Haus­
vertrauensmann“  zu ernennen. 
E in ige schickten am letzten U l­
timo einen von der Hausgemein­
schaft Beauftragten, um die 
Karten  eben gemeinsam abholen 
zu lassen. Auch dieser wurde 
zurückgeschickt. M it der B e­
gründung : Empfangsberechtigt
sind nur Hausvertrauensleute, 
die vom Straßenvertrauensmann 
der Behörde namhaft gemacht 
worden sind. D ie  Straßenver­
trauensleute aber, die in  engem 
Kontakt m it Volkspolizei, SED 
und „Nationaler F ron t“  stehen, 
verlangen von  ihren Hausver- 
trauens-Kollegen mehr als nur 
die Übernahme der Kartenver­
teilung!

Es gab einen Skandal 
Immerhin waren die Geschä­

digten klug genug, um diese

Schikane nicht ohne weiteres in 
K au f zu nehmen. Es g ib t keine 
offizielle Verfügung, die einem 
Bürger das Recht abspricüi, 
nicht spätestens am Ersten eines 
jeden Monats im Besitz der L e ­
bensmittelkarte zu sein. So 
■wandte man sich an Zeitungen, 
Behörden und —  allem zum 
T rotz  —  an die „Nationale 
Fron t“ . Es gab einen kleinen 
Skandal, niemand w ollte ver­
antwortlich sein. Schießlich 
mußte sogar die „Berliner Zei­
tung“ in  einem w inzigen B ei­
trag  dazu Stellung nehmen.

Jetzt wurde o ffiz ie ll erklärt, 
daß eine Zurückhaltung der L e ­
bensmittelkarten künftig  nicht 
mehr erfolgen  soll. Eine Garan­
tie ist dies natürlich nicht. 
Denn „technische Schwierigkei­
ten“ sind immer möglich. W ie 
dem auch sei: Dieses kleine 
Karten-Zwischenspiel hat viele 
Hausbewohner zum Nachdenken 
angeregt über die tatsächliche 
Ro lle eines Hausvertrauensman­
nes. Zweifellos werden sich die 
187 Hausgemeinschaften auf die 
Dauer nicht halten können m it 
ihrer Ablehnung kommunisti­
scher Bevormundungsmethoden. 
A ber ih r Beispiel hat auf jeden 
F a ll nicht schlecht Furore ge­
macht . . . .

Auch Pankow soll entspannen!
Erklärung des Kuratoriums Unteilbares Deutschland

Bonn (D A P ). Das Kuratorium  
Unteilbares Deutschland spricht 
in  einer Erk lärung die E rw ar­
tung „d e r  Deutschen in beiden 
Te ilen  unseres Landes“  aus, daß 
auch in  der Sowjetzone „e in  
entscheidender B eitrag  zur Ent­
spannung der Beziehungen zw i­
schen Ost und "West;“  geleistet 
w ird . D ie Abkehr von der Stali- 
nisiischen P o litik  habe bisher 
in  der Zone fe in en  sichtbaren 
Ausdruck gefunden.

A ls Beweis fü r die Glaubhaf­
t igk e it einer veränderten P o lit ik  
fordert das Kuratorium  vö llige  
F reizügigke it im  Reiseverkehr, 
W eg fa ll der Personenkontroile, 
W iedereinführung der Rück­
fahrkarte innerhalb von  ganz 
Deutschland, Erleichterungen 
im  Verkehr der Zonengrenzbe- 
wohner, Einstellung der Stör­
sendungen beim  Rundfunk­

empfang und freien  Zugang zu 
allen Nachrichtenquellen. V or­
aussetzungen fü r den Ausbau 
der menschlichen Beziehungen 
unter den Deutschen in  Ost und 
W est seien u. a. die Freilas- . 
sung a ller politischen Gefange­
nen, fre ie  Diskussion politischer 
Entscheidungen, W iedereinfüh­
rung der strafprozessualen S i­
cherheiten und Einstellung der 
Ab werbungsurteil e.

Jusiizterror geht weiter
Berlin  (Eigentneldung). Der 

Sportlehrer Lorsch aus Luekau 
is t nach Inform ationen des U n­
tersuchungsausschusses fre iheit­
licher Juristen von einem so­
wjetzonalen Gericht "wegen „A b ­
w ertu n g “ zu 3% Jahren Zucht­
haus verurteilt worden. E r  soll 
einer früheren Schülerin emp­
fohlen haben, in  W estberlin  
eine Tä tigkeit als Sportlehrerin 
aufzunehmen.



Zehn  Jahre DEFA
„Man muß aiieli mal Unsinn machen44 — Gemüse und Kohl 

In  diesen Tagen fe ie rt  ö le sow jeizonale D E F A  ün* löjähriges 
Jubelfest. 100 F ilm e hat die D E F A  in  dieser Zeit gedreht. 
M it  jedem  Jahr wurden d ie F ilm e aussiattungsreicher, teurer 
und —  schlechter. Vom ersten W olfgang-Staudte-Fiim  »D ie  
M örder sind water was“ bis zum Monumenlalstreii'en „Ernst 
Thälmann“ führt ein k lar vorgezeichneter W eg. Das ehrliche 
Mühen von Schauspielern und Regisseuren mußte untergeben 
in  der Umwandlung einer Film gesellschaft zum staatlichen 
Propaganda-Instrument.
Kürzlich tröstete Sow jetbot- 

sehafter Puschkin den fü r die 
D EFA-Produktion an R eg ie­
rungsstelle verantwortlichen 
SED-Theoretiker Anton Acker­
mann, als dieser sich in  Selbst­
k ritik  erging, m it den W orten :
„Kassen Sie es gut sein! Man 
muß auch Unsinn in* der F ilm ­
produktion machen. Auch das 
h ilft  w e ite r !“  N u r: D ie  D E F A  
hat inzwischen soviel Unsinn 
gemacht, ohne daß es ihr ge­
holfen hat. B is 1950 g ing die 
D EFA-Produktion über den 
Sovexportfilm-Verleih. Das heißt, 
die Sowjets waren finanziell an 
der Herstellung brauchbarer 
F ilm e interessiert. Seit die 
D E F A  einen eigenen F ilm ver­
trieb unterhält, ist sie das 
größte Zuschußunternehmen der 
Zone geworden.
Warum kein Austausch?

D ie D E F A  hat sich gerade in  
diesen Tagen  beklagt, daß sie 
zwar westdeutsche und west­
europäische F ilm e einführt, von

dort aber keine DEFA-Fxlnie ab­
genommen werden. Das kann 
nicht wundernehmen. D ie 
D E F A  führt W estfilm e ein, um 
das Defizit der Zonen-Filmthea- 
ter bei den schlechtbesuchten 
Eigenproduktionsstreifen aus­
zugleichen. Der W esten aber 
kann keine D E FA -F ilm e ein­
führen, w eil kein F ilm theater­
besitzer diese abnehmen würde. 
Und einen Zwangsvertrieb g ib t 
es im  "Westen nicht. D ie  Deute 
■würden sich einen dieser F ilm e 
ansehen, dann aber unter Ga­
rantie keinen mehr. Und w er 
trüge das D efizit ?

So ist die D E F A  auf ihre 
„Dustspielproduktion“ verfallen. 
W er  diese „Lustspielfilm e* ge­
sehen hat, weiß, daß die D E FA  
mehr als Unsinn macht. N icht 
umsonst wurde „Junges Ge­
müse“ als „A lte r  K oh l“ verris­
sen, „D rei Mädchen im  End­
spiel“  als Trauerspiel kritisiert. 
Auch die ernsthafte F ilm erei 
brachte nichts mehr ein, seit

SSD, herhörenl
D er kleine TAG- w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle ab geben. Übrigens 
Wird e r  auch dort gern 
gelesen.

Die Krise H ieb ans
Fortsetzung von Seite 2
dieser Erwartung m it ihren 
Ausgang genommen. Diese E r ­
wartung ist enttäuscht worden. 
Und vielleicht ist die Änderung 
der kommunistischen L in ie  nach. 
Stalins Tod, der Entschluß zur 
friedlichen Koexistenz, auch
eine W irkung der Enttäuschung 
über das Ausbleiben der W e lt­
wirtschaftskrise und der davon 
erhofften politischen Dähmung 
des Westens,
Spekulieren die Sow jets?

Neuerdings sind nun aus Mos­
kau Stimmen zu hören, die auf 
ein. W iederaufleben der kom ­
munistischen Hoffnungen schlie­
ßen lassen könnten. In  der 
jüngsten Ausgabe des „K o m ­
munist“ , des theoretischen Or­
gans der K P dS U “, entwickelt 
der bekannte sowjetische W irt- 
schaftsthsoretiker Eugen Varga

die Auffassung, daß man zwar 
nicht genau sagen könne, wann 
die neue K rise  ausbrechen 
werde. Aber, so schreibt er, es 
stehe fest, daß „d e r  K ap ita lis­
mus unausweichlich neuen K r i­
sen in  weltweitem  Um fang ent­
gegengeht, da diq augenblick­
liche Periode der Prosperität 
nicht mehr lange andauern kann“ . 
Zw ar rechnet selbst Varga nicht 
m it einer so he ftigen  K rise  w ie  
¿929/33. Doch spricht er die E r­
wartung aus, daß sich die poli­
tische Situation des kapitalisti­
schen Systems „notw end iger­
w eise im  kommenden Jahrzehnt 
noch w eiter verschlechtern 
muß.“

Diese Hoffnung zu einer I llu ­
sion zu machen, das ist die po­
litisch schlechterdings entschei­
dende Aufgabe, die in  den kon­
junktur-politischen Überlegun­
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man sich von den Traditionen 
der ersten DEFA-Jahre löste. 
D er Grund: D ie  hoffnungslose 
Verm engung von Propaganda 
und Drehbuch, Unfähigkeit und 
Zelluoid, Aus den „Buntkarier­
ten“ wurden das kitschige „B e­
sondere Kennzeichen: keine",
aus „Ehe im  Schatten" g in g  
fo lgerich tig  „Das verurteilte 
D o r f“  hervor. Aus echten P ro ­
blemen w urde abstrakte P ropa­
ganda. Soll man der D E F A  da­
zu gratulieren?

gen, Erörterungen und Hand­
lungen unserer Tage  liegt. Je­
der vernünftige Mensch muß 
heute im  Interesse des Friedens 
und des m ateriellen Fortschritts 
darauf bedacht sein, d ie Span­
nung zwischen W est und Ost zu 
verm indern und die Sow jets fü r 
eine konstruktive Politik, zu ge­
winnen, die die Spannungsherde 
beseitigt, insbesondere auch die 
deutsche Spaltung. A ber es ist 
k lar, daß die sowjetischen P o ­
litiker, hartgesotten w ie  sie 
sind, um so starrer bleiben 
werden, je  mehr sie glauben, 
au f eine den. W esten treffende 
W irtschaftskrise spekulieren zu 
können. Maßvolles Verhalten 
jedes einzelnen in  der W ir t­
schaft/ eine auf d ie jew eiligen  
Gegebenheiten k lu g abge­
stimmte W irtschafts-, Finanz- 
und W ährungspolitik, kurz eine 
rich tige Konjunkturpolitik im 
K le inen  w ie  im  Großen, das ist 
heute w irk lich  hohe Po litik ,



B IL D E R  D E R  W OCHE. Oben: W inston Churchill in  Deutschland. Unser Bild, zeigt ihn zusam­

men m it Luitmarschall Banöon (links), Botschafter H oyer M illa r (in Z ivil) und L ady  Churchill 

(rechts), —  Unten: Heuss auf Staatsbesuch in  Griechenland. D er Bundespräsident heim Ab- 

schreiten einer Ehrenkompanie auf dem Grenzbahnhof Idomeni.


